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ZweiGesichter

SozialeMedienwieFacebook,
InstagramundTwitter sind
schon längst zu unseremAlltag
geworden. Ich könntemir ein
Leben ohne sie kaumnoch
vorstellen. Täglich schaue ich
mirwitzigeVideos an und gucke
nach,wasmeine Freunde tun.
Ich schreibeBekannten und
poste regelmässig Bilder. Fast
allemeine Freunde nutzen
sozialeNetzwerke.Dochwie
abhängig sindwir von diesen,
undwelcheGefahren bringen
siemit sich? Sind dieseMedien
wirklich eine gute Erfindung?

IhrHauptnutzen istdie
schnelleundungefilterte
Informationszufuhr. Bei vielen
Leuten sind die sozialenMedien
die InformationsquelleNummer
eins. Somit sorgen sie dafür,
dass es die klassischeZeitung so
vielleicht bald nichtmehr geben
wird.Die heutigeGeneration
braucht dasNetz für jegliches
Wissen, das sie sich aneignet.

Mithilfe sozialerMedienkann
manmitFreundengratisund
ganz komfortabel inKontakt
bleiben. Anstatt viel Geld für
einenAnruf insAusland auszu-
geben, kannman viaWifi-Ver-
bindung kostenfrei die ge-
wünschte Person erreichen.

IndensozialenMedien ist es
einfach, sichals jemand
anderes auszugeben undLügen
zu verbreiten.Denn egal, wie
persönlich ein sozialesMedium
ist, es steckt immer eine gewisse
Anonymität dahinter. Dank
dieser schreiben Leute anderen
NutzernDinge, die sie ihnen nie
insGesicht sagenwürden. So
entstehenCybermobbing und
Hasstiraden.Das Problem ist,
dass Straftaten imNetz nur sehr
schwer nachweisbar sind und
Mobber deswegen oft unbestraft
davonkommen.

Auchwenn ichviele soziale
Medienaktivnutze,muss ich
eingestehen, dass sie keine gute
Erfindung sind. Zu viele leiden
unter ihnen, zu viel Zeit ver-
schwendenwir. Unser Leben
wird von ihnen gesteuert. Jeder
sollte daher derenGebrauch
gründlich überdenken.

Hinweis
In der Kolumne U20 äussern
sich die Autoren zu von ihnen frei
gewählten Themen. Ihre Mei-
nung muss nicht mit derjenigen
der Redaktion übereinstimmen.

Rexhepi Haxhi, 17, Schüler der
Kantonsschule Sursee
kanton@luzernerzeitung.ch

Gemeinde prüft
Zentrum

Triengen Die Planungskommis-
sion Lindenrain hat eine Mach-
barkeitsstudie für die Erweite-
rung des Betagtenzentrums und
für ein künftiges Gesundheits-
zentrumerarbeitet.Nunprüftder
Gemeinderat das Ergebnis und
legt das weitere Vorgehen fest,
wie dieGemeindemitteilt. (red)

Gemeinderat inBedrängnis
Neuenkirch Das Schicksal eines nicht rechtmässig erstelltenWerkhofs in der Landwirtschaftszone ist auch nach

Jahren offen: DerGemeinderat lässt sich beimEntscheid viel Zeit. Bund undKanton verlieren dieGeduld.

Christian Glaus
christian.glaus@luzernerzeitung.ch

Es ist unbestritten eine delikate
Angelegenheit für die fünf Neu-
enkircher Gemeinderäte: Sie
müssen einen Fehler ausbaden,
welchen ihreVorgänger 1972be-
gangenhaben.Gegenüber unse-
rer Zeitung sprach Gemeinde-
präsident Kari Huber (CVP) gar
von «einer Leiche im Keller»
(Ausgabe vom 3. Dezember
2016). Es geht dabei um einen
Werkhof, den die BaufirmaMuff
1972 imSellenbodenerstellt hat-
te – im Glauben, alles richtig ge-
macht zu haben. Denn der Ge-
meinderat hattedenWerkhofbe-
willigt, allerdings ohnedasOkay
des Kantons einzuholen. Dies
wärenötig gewesen,weil sichder
Werkhof in einer Landwirt-
schaftszone befindet.

Die Leiche im Keller wurde
erst 2014entdeckt, als dieBaufir-
ma denWerkhof ausbauenwoll-
te unddarumeinBaugesuchein-
reichte. Dieses umfasste auch
Objekte, welche seit 1972 ohne
Bewilligung erstellt worden wa-
ren. Nach Beschwerden von
Nachbarn und schliesslich auch
des Bundesamts für Raument-
wicklung (ARE) landete der Fall
vor Bundesgericht. Dieses kam
imNovember 2016zumSchluss,
dass die Bauten auf dem Areal
nicht rechtmässig sind. Die Ge-
meinde hätte denWerkhof nicht
bewilligen dürfen. Sie wurde an-
gewiesen, zuprüfen,welcheBau-
tenabgebrochenwerdenmüssen.

Monateverstreichen,ohne
dassetwaspassiert

DasBundesgerichthielt imUrteil
fest, dass am Stichtag 1972 auf
dem Grundstück noch keine
Hoch- oder Tiefbauten vorhan-
denwaren. «Dies bedeutet, dass
nun eine Wiederherstellung des
ursprünglichen Zustands erfol-
genmuss», sagt ThomasKappe-
ler, Chef der SektionRecht beim
ARE, auf Anfrage. Sprich: Sämt-

liche Bauten müssen abgebro-
chen werden. Doch die Monate
verstreichen, ohne dass etwas
passiert.DieBaufirmawurdevon
der Gemeinde aufgefordert, bis
Ende März 2017 verschiedene
Unterlagen in Zusammenhang
mit ihremGrundstück imSellen-
boden einzureichen.Dieser Auf-
forderung kam sie vorerst nicht
nach. Der Gemeinderat gewähr-
te eineFristerstreckungnachder
anderen.Erst im Juni letzten Jah-
res wurden Unterlagen einge-
reicht, welche den Anforderun-
gen jedoch nicht genügten. Die
Gemeinde verlangte zusätzliche
Dokumente und gewährte eine
weitereFristerstreckung.Erst seit
vergangenem September ist das
Dossier vollständig.

Vier Fristerstreckungen in
einem relativ klaren Verfahren –
der Gemeinderat erweckt damit
nicht nur den Eindruck, dass er
sehr geduldig ist, sondern auch,
dass ihm die rasche Erledigung
dieser unangenehmen Aufgabe
nicht gerade wichtig ist. Dazu
muss man wissen: Der Gemein-
deratwolltedas2014eingereich-
te Baugesuch – nach Prüfung
durch den Kanton – bewilligen
undverteidigtediesenEntscheid
durchalle Instanzen.«InderRe-
gel gewährenwir eineersteFrist-
erstreckung, mit guter Begrün-
dungaucheine zweite», sagtGe-
meindepräsident KariHuber auf
Anfrage. Das zögerliche Vorge-
hen begründet er wie folgt: «Wir
können uns in diesem Fall keine
Fehler erlauben und müssen die
gesetzlich vorgeschriebenenAb-
läufe und Fristen exakt einhal-
ten.» Zudem habe die Baufirma
für die Fristerstreckungen gute
Gründe nennen können, und
sämtlicheParteienhätten jeweils
die Fristen bis zum letzten Tag
ausgenutzt. «Es ist auch für uns
eine leidigeGeschichte, dochwir
konnten das Verfahren nicht be-
schleunigen», sagt Huber. Der
Gemeinderat betreibekeineVer-
zögerungstaktik, stellt er klar.

Dass es schwierigwar, dieUnter-
lagen von der Baufirma zu be-
kommen,bestätigtMarioConca,
Abteilungsleiter Baubewilligun-
gen bei der kantonalen Dienst-
stelle Raum und Wirtschaft
(Rawi).Dennochhätte es schnel-
ler vorwärts gehenkönnen:«Man
hätte schon früherwegen fehlen-
derMitwirkungeinenEntscheid,
gestützt aufdie vorliegendenAk-
ten, fällenmüssen.»

BundwillNutzungsverbot,
KantonmachtDampf

AuchdemBundesamt fürRaum-
entwicklung geht es zu langsam
vorwärts. Im letzten September,
als endlich alle Unterlagen vor-
handenwaren,wandte es sich an
denKanton.Es sei zuprüfen,«ob
mit einem vorgezogenen Nut-
zungsverbot [...] verhindert wer-
den kann und muss, dass un-
rechtmässig Profit aus einer
rechtswidrigenNutzunggezogen
wird», heisst es in einem Schrei-
ben,dasunsererZeitungvorliegt.
MarioConca leitetedieseAuffor-
derungandenNeuenkircherGe-

meinderat weiter, versehen mit
einer noch schärferen Formulie-
rung:DieGemeinde solle spätes-
tens abDezember2017«für eine
Wiederherstellungdes rechtmäs-
sigen Zustands und über ein al-
lenfalls vorgezogenesNutzungs-
verbot entscheiden». Conca er-
klärt: «Wirgehendavonaus, dass
die Bauten fast zu 100 Prozent
abgebrochen werden müssen.
Daher ist ein Nutzungsverbot
durchaus vertretbar.»

Doch der Gemeinderat
kommtzueinemanderenSchluss
und lässtdieBaufirmagewähren.
Und dies, obwohl sie auf dem
Areal auch illegale Handlungen
vornimmt. So betrieb sie beim
Werkhof einen Waschplatz, ob-
wohl ein solcher nie bewilligt
wurde und der Werkhof offiziell
nicht über einen Wasseran-
schluss verfügt. Dafürwurde ein
Teilhaber der Firma letztes Jahr
von der Staatsanwaltschaft Sur-
see mit einem Strafbefehl be-
straft (siehe Box). Von der Firma
war niemand für eine Stellung-
nahme erreichbar.

«Man kann geteilter Meinung
sein, ob ein vorgezogenes Nut-
zungsverbot angebracht ist», sagt
Gemeindepräsident Kari Huber.
Aus Sicht des Gemeinderats sei
ein solcher Schritt nicht verhält-
nismässig, da die Baufirma den
Werkhofbereits seit über40 Jah-
ren betreibt. Weiter sagt Huber:
«Das ARE drängt auf einen ra-
schenEntscheid, doches ist nicht
der Taktgeber, sondern die ge-
setzlich korrekten Abläufe und
Fristen geben das Tempo vor.»

Gemeinderatwill
imMärzentscheiden

Gemäss Huber entscheidet der
Gemeinderat Anfang März über
dasBaugesuchundwirddenEnt-
scheid unmittelbar danach der
betroffenen Baufirma eröffnen.
SobaldderEntscheid rechtskräf-
tig ist, will die Gemeinde dafür
sorgen, dassdieser innerhalbder
gesetztenFrist vollständigumge-
setzt wird. Doch mit dem Ge-
meinderatsentscheid im März
dürfte der Fall noch lange nicht
erledigt sein – zumindest in die-
sem Punkt sind sich Bund, Kan-
ton und Gemeinde einig. Wird
der Werkhof weiterhin toleriert,
dürftendasAREunddieEinspre-
cher aus der Nachbarschaft er-
neut vor Gericht ziehen. Verfügt
dieGemeindedenAbrissderGe-
bäude, dürfte die Baufirma da-
gegen vorgehen. Der Fall wird
also auch nach vier Jahren noch
nicht erledigt sein.

FürMarioConca ist klar, dass
die Gemeinde nur den Abbruch
derGebäudeverfügenkann. Soll-
tedieBaufirmagegendiesenEnt-
scheid Beschwerde einreichen,
müsse die Gemeinde ein Nut-
zungsverbot aussprechen.Conca
kündigt an:«WirwerdendenFall
im Auge behalten und allenfalls
als kantonale Oberaufsichtsbe-
hörde tätig werden.» Es wäre
einer der wenigen Fälle, in dem
der Kanton einen kommunalen
Bauentscheid mittels einer Be-
schwerde anfechtenwürde.

Der Neuenkircher Gemeinderat will imMärz entscheiden, ob diese Bauten im Sellenboden abgerissen werdenmüssen. Bild: Corinne Glanzmann (2. Dezember 2016)

Abwasser
in Dorfbach geleitet

Die Baufirma Muff hat auf ihrem
Areal im Sellenboden in Neuen-
kirch einen illegal erstellten
Waschplatz betrieben. ImMai letz-
ten Jahreswurde ein Teilhaber der
Firma von der Staatsanwaltschaft
Sursee bestraft. Er habedurch die
ErstellungdesWaschplatzes 2014
eine «erhebliche Gefahr zur Ver-
unreinigung von Gewässern» ge-
schaffen. DasAbwasser sei unter-
irdisch in den Dorfbach geleitet
worden. Der Teilhaber musste
eineBusse von 1200Franken plus
Gebühren von 630 Franken be-
zahlen. Ausserdem erhielt er eine
bedingte Geldstrafe von 4800
Franken. Die Probezeit beträgt
zwei Jahre. (cgl)

«Wir
könnenuns
indiesem
Fall keine
Fehler
erlauben.»

KariHuber
Gemeindepräsident
Neuenkirch (CVP)
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